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Weert Canzler 

Die infrastrukturelle Umsetzung der 
Energiewende 

 
 
Zusammenfassung 
Die Energiewende umfasst neben dem Ausstieg
aus der Kernkraft eine weitgehende Dekarbonisie-
rung aller Energiesektoren, einen Anteil von Er-
neuerbaren Energien (EE) von mindestens 60 Pro-
zent am Gesamtenergieverbrauch sowie eine dra-
matische Steigerung der Energieeffizienz bis zur
Mitte des 21. Jahrhunderts. Sie bedeutet einen Pa-
radigmenwechsel von einem anbieterzentrierten
fossilen Energiesystem mit wenigen Großkraftwer-
ken hin zu einem verteilten und nur bedingt steuer-
baren Energiesystem auf der Grundlage fluktuie-
rend einspeisender Photovoltaik- und Windener-
gieanlagen. Die infrastrukturelle Umsetzung der 
Energiewende folgt diesem neuen Paradigma. Eine
entscheidende Herausforderung besteht darin, die
dauerhafte und breite gesellschaftliche Akzeptanz
der Energiewende sicherzustellen. Denn die künf-
tige Energieversorgung wird „sichtbarer“, der be-
nötigte Flächenbedarf für EE-Anlagen wird stei-
gen. Die infrastrukturelle Umsetzung der Energie-
wende ist vor diesem Hintergrund keine exklusive
Aufgabe von Netzexperten und Energietechnikern,
sondern sie bedarf einer Berücksichtigung der Inte-
ressen und des Engagements möglichst vieler Bür-
gerinnen und Bürger. Hierfür bietet ein dezentrales
Infrastrukturmodell wie der „zellulare Ansatz“ eine
viel versprechende Perspektive. Allerdings sind die
Voraussetzungen für eine breite materielle Partizi-
pation und eine flexible Governance erst noch zu
schaffen. 
 
Schlagwörter: Dekarbonisierung, Akzeptanz, zellu-
larer Ansatz, Prosuming, flexible Governance 

 Abstract 
The implementation of the energy transition from 
an infrastructural perspective 
The German “Energiewende” aims at phasing out 
nuclear energy, decarbonizing all energy sectors, 
increasing the share of renewables to at least 60 
percent of total energy use and dramatically in-
creasing energy efficiency by the mid-21st century. 
This means a paradigm shift from a provider-
centric energy system based on fossil fuels and 
driven by a few large power plants to a decentral-
ized energy system based on solar and wind energy 
plants which are difficult to control. The imple-
mentation of the Energiewende follows this new 
paradigm. The important question is whether and 
to what extent acceptance of the energy transition 
across a broad range of societal groups can be en-
sured in the long run. The future energy supply will 
be more “visible” and the land use requirements for 
renewable energy systems will increase. Against 
this backdrop, the implementation is no longer re-
stricted to experts and grid managers, but requires 
to consider the interests of as well as to engage 
with a broad range of citizens. A decentralized in-
frastructure model like the so called “cellular ap-
proach” offers promising future prospects. Howev-
er, conditions are required for participating sub-
stantively and governing the transformation pro-
cess flexibly. 
 
 
 
Keywords: Decarbonisation, social acceptance, cel-
lular approach, prosuming, flexible governance 
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1. Energieinfrastruktur im Wandel: Die postfossile 
Herausforderung 

Ende des 20. und zu Beginn des 21. Jahrhunderts – vor allem seit den weltweit ver-
stärkten Bemühungen, den Anstieg der durchschnittlichen Erdtemperatur infolge des 
menschengemachten Klimawandels zu begrenzen – hat der Umbau des Energiesystems 
und eine Abkehr von fossilen Energieträgern begonnen. Mit dem Umbau des Energie-
systems ist ein umfassender Paradigmenwechsel verbunden. Künftig sollen vor allem 
postfossile Energieträger genutzt werden. Die Wind- und die Solarenergie haben große 
Potenziale und werden nach Lage der Dinge – vor allem nach einem drastischen Kos-
tenverfall (siehe jüngst Fraunhofer ISE 2018) – zukünftig die wichtigsten Quellen der 
Energieerzeugung sein; die Biomasse hat sich nach einer anfänglichen Boomphase ih-
ren Grenzen angenähert. Statt zentral positionierter Großkraftwerke sollen kleinere und 
damit dezentral verteilte Energieerzeugungsanlagen für die künftige Energiebereitstel-
lung sorgen (vgl. Elsner et al. 2015). Die Sektoren Wärme und Verkehr werden suk-
zessive elektrifiziert, wobei ab einem EE-Stromanteil von 60-70 Prozent erhebliche 
Synergieeffekte auf dem Weg der so genannten Sektorkopplung erreicht werden sollen 
(vgl. Ausfelder et al. 2017). Schließlich soll die zur Verfügung stehende Energie auch 
noch wesentlich effizienter eingesetzt werden. Diese Ziele bedeuten technisch und 
nicht zuletzt auch infrastrukturell, dass zum einen der Trend von zentralen hin zu de-
zentralen Erzeugungsanlagen und Lagereinheiten verstärkt wird und zum anderen aus 
einer bisher einzig und allein unidirektionalen Distribution – vom Erzeuger hin zum 
Verbraucher1 ‒ eine bi- oder sogar multidirektionale Verteilung wird 

Die anstehende Transformation ist also fundamental, sie betrifft nicht nur einzelne 
Bevölkerungsgruppen oder Branchen. Im Folgenden soll daher die Frage behandelt 
werden, wie eine breite Akzeptanz dieser umfassenden Energiewende auf Dauer gesi-
chert werden kann. Dafür werden die bisherigen energiepolitischen Partizipations- und 
Förderstrategien vertieft betrachtet und insbesondere die Chancen und potenziell kont-
raproduktiven Effekte des Prosumings analysiert. Hintergrund einer solchen Partizipa-
tionsanalyse ist die absehbar zunehmende Wirksamkeit energieinfrastruktureller Ein-
griffe in die Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger. Der Umbau des Energiesystems 
mit seinen raumgreifenden und das bisherige Landschafts- und Stadtbild erheblich ver-
ändernden Erzeugungsanlagen einerseits und einem Um- und Ausbau der Übertra-
gungs- und Verteilnetze sowie neuer Speicher andererseits tangiert weit mehr Bürge-
rinnen und Bürger als früher. Auch ändert sich die Finanzierungslogik grundlegend, 
wenn hohen kurz- und mittelfristigen Installationskosten nur noch geringe langfristige 
Betriebskosten gegenüberstehen. Vollkommen zurecht spricht einer der beiden Vorsit-
zenden der von Kanzlerin Merkel 2011 nach der Mehrfachkernschmelze von Fukushi-
ma eingesetzten „Ethikkommission“, Klaus Töpfer, auch von einer „Gemeinschafts-
aufgabe“, die die Energiewende darstellt. Es ist darüber hinaus auch eine Langzeitauf-
gabe, denn eine Umwälzung des Energiesystems ist mit Investitionen, aber auch mit 
Abschreibungen verbunden, die nach Jahrzehnten zählen (Ethik-Kommission Sichere 
Energieversorgung 2011). 

Die Herausforderung einer Transformation des Energiesystems in eine postfossil 
gespeiste und in einem hohen Maße dezentral strukturierte zukünftige „Energieland-
schaft“ irritiert die traditionelle Energiewirtschaft nachdrücklich. Verstärkt wird diese 
Transformation durch eine gerade erst begonnene Digitalisierung, die – etwa über den 
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Einsatz dezentraler Datenbanken via Blockchain – die Transaktionskosten für kleinvo-
lumige und kurzzeitige Energiekontrakte zwischen Erzeugern und Verbrauchern dras-
tisch senkt und dabei auf das Testat einer „dritten Instanz“ verzichten kann. Die Bran-
che befindet sich inmitten eines tiefgreifenden Umbruchs, die Stromwirtschaft ist von 
einigen schmerzhaften Friktionen bereits voll erfasst (vgl. Prätorius 2017, S. 119ff.).  

Die technisch induzierten Veränderungen des Energiesystems und seine klimapoli-
tisch intendierte Dekarbonisierung machen die Energiewende zu einem konfliktreichen 
und beschäftigungs-, aber auch regionalpolitisch ambivalenten Projekt. Dequalifizie-
rungen und Arbeitsplatzverluste stehen neuen Innovationschancen und Potenzialen ei-
ner vertieften regionalen Wertschöpfung gegenüber. Die Anpassung der bisher auf die 
Sicherung einer zentralistisch-fossilen Energieversorgung ausgelegten Rahmenbedin-
gungen – von der Netzentgeltsystematik über eine Internalisierung der klimaschädli-
chen externen Effekte bis zur Regulierung von Eigenverbrauch und Mieterstrommodel-
len – entscheidet über den Erfolg oder Misserfolg der Energiewende. Je stärker der 
Ausbau der EE-Anlagen sowie der Netzinfrastruktur und der Speichereinheiten, desto 
„sichtbarer“ wird das Energiesystem für viele Bürgerinnen und Bürger. Ein auf Wind-
energie- und Solaranlagen beruhendes Energiesystem braucht viel Platz und dringt 
sukzessive in mehr und mehr natürliche und gebaute Landschaften ein. Eine dauerhafte 
soziale Akzeptanz einer dezentral-postfossilen Energiewende dürfte davon abhängen, 
ob die Bürgerinnen und Bürger nicht nur die Kosten und Belastungen der Transforma-
tion zu tragen haben, sondern von den Chancen und langfristigen Entlastungen profitie-
ren. Die infrastrukturelle Umsetzung der Energiewende ist vor diesem Hintergrund 
keine exklusive Aufgabe von Netzexperten und Energietechnikern. Sie bedarf einer 
Berücksichtigung der Interessen und des Engagements möglichst vieler Bürgerinnen 
und Bürger und einer sektorübergreifenden und innovationsfördernden Regulierung, 
die sich von ihrem überkommenen technokratischen Versorgungsauftrag zugunsten ei-
ner flexiblen Governance löst. 

Die Forderung nach mehr Beteiligungschancen der Bürgerinnen und Bürger an der 
Ausgestaltung der Energiewende und ebenso die Forderung nach einer fairen Lasten- 
und vor allem Kostenverteilung des Umbaus des Energiesystems haben auch eine nor-
mative Dimension. Sie berühren jedoch darüber hinaus die legitimatorischen Grundla-
gen und die energie- bzw. volkswirtschaftliche Rationalität des gesamten Transforma-
tionsprozesses. Entsprechend umstritten und interessenbesetzt waren und sind die 
energiepolitischen Auseinandersetzungen um die gesetzlichen Rahmenbedingungen.  

Neben der Versorgungssicherheit sind die Bezahlbarkeit und die Wettbewerbsfähig-
keit sowie Wachstum und Beschäftigung zentrale Ziele der Energiepolitik der Bundesre-
gierung (vgl. BMWi 2018, S. 11). Diese Ziele stehen in einem Spannungsverhältnis so-
wohl zu einer weiteren Zunahme von dezentralen EE-Anlagen in privater Hand als auch 
zu Sektorkopplungsinnovationen, die in einem frühen Stadium unvermeidlich einen ex-
perimentellen Charakter haben. Beide gelten als nicht kostenoptimal und als potenzielle 
Risiken für die Versorgungssicherheit (vgl. Sinn 2017). Außerdem werden höhere 
Selbstversorgungsanteile als doppelt problematisch gesehen, weil sie meistens zulasten 
der Grundversorger, oftmals der Stadtwerke vor Ort, gehen und zudem einen teilweisen 
Ausstieg aus der Umlagefinanzierung der Netzinfrastruktur bedeuten. Sich selbst versor-
gende Bürger gelten in dieser energiepolitischen Perspektive als Unsicherheitsfaktoren, 
zumal das Vergütungssystem nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) keine An-
reize für ein netzdienliches Einspeiseverhalten setzt (z. B. IW/EWI 2014, S. 68f). 
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2. Die Energiewende in Deutschland – Anspruch, Stand und 
Defizite 

Die Energiewende in Deutschland wird oft auf den Ausstieg aus der Kernenergie ver-
kürzt. Sie ist jedoch viel weitgehender. Neben dem Plan, das letzte Kernkraftwerk im 
Jahr 2022 zu schließen, gehören zur Energiewende ebenso eine fast vollständige De-
karbonisierung aller Energiesektoren, ein EE-Anteil von mindestens 60 Prozent am 
Gesamtenergieverbrauch sowie eine Steigerung der Energieeffizienz um 50 Prozent bis 
spätestens 2050. Das wurde im Klimaschutzplan der Bundesregierung vom Herbst 
2016 erneut bestätigt (vgl. Bundesregierung 2016). Es geht um einen kompletten Um-
bau des Energiesystems einer Industriegesellschaft, die jahrzehntelang auf den Einsatz 
von fossilen und nuklearen Energieträgern sowohl bei der Stromerzeugung als auch im 
Verkehr und in der Wärmeversorgung von Gebäuden gesetzt hat. 

Die lange zeitliche Perspektive der Energiewende charakterisiert das Politikfeld. Das 
ist noch kein Alleinstellungsmerkmal, auch andere infrastrukturbezogene Politikfelder 
wie die Verkehrspolitik und auch der Wohnungs- und Städtebau sind langfristig ausge-
legt und die damit verbundenen Kosten-Nutzen-Rechnungen sind ebenfalls auf mehrere 
Jahrzehnte kalkuliert. Die mit der Industrialisierung aufgebauten großtechnischen Syste-
me bedurften generell umfassender und langfristiger Planung (Hughes 1983). Oft unter-
lagen sie daher entweder direkter staatlicher Interventionen oder einer strengen Regulie-
rung. In der Stromwirtschaft waren garantierte Gebietsmonopole oft das Mittel der Wahl. 
Die zentrale fossile Stromwelt hat zu starken Pfadabhängigkeiten geführt (Fouquet 
2016). Diese wirken in der begonnenen Transformationsphase hemmend und sind die 
Ursache für heftige Konflikte zwischen „Incumbents“ und „Challengern“ (Geels 2002). 

Voraus geht dem gegenwärtigen Umbruch im Übrigen eine Latenzphase der Ener-
giewende, deren Beginn in Deutschland im zunächst lokalen Widerstand gegen den Neu-
bau von Atomkraftwerken lag. Aus diesem Widerstand entwickelte sich eine sich poli-
tisch und wissenschaftlich professionalisierende Gegenexpertise, die ihren organisatori-
schen Niederschlag in Bürgerinitiativen einerseits und in Institutsgründungen wie dem 
Öko-Institut Freiburg andererseits fanden (siehe ausführlich: Morris/Jungjohann 2016, S. 
15ff. und Radkau 2011, S. 209ff.). Aus dem Öko-Institut stammt auch der Begriff der 
„Energiewende“, er betitelte eine programmatische Schrift des Institutes aus dem Jahr 
1981 (Krause/Bossel/Müller-Reißmann 1981). In diesem Umfeld wurden erste For-
schungen und Pilotvorhaben zur Nutzung von Photovoltaik (PV)-Modulen und Windrä-
dern initiiert. So konnte Know-how gesammelt und eine alternative energiewirtschaftli-
che und -politische Wissensbasis aufgebaut werden. Die Anti-Atom-Bewegung war der 
Humus für eine energietechnische Innovationskultur, die in Nischen von Hochschulen 
und Institutsneugründungen vor allem Photovoltaik- und Windenergieprojekte realisierte. 

Nicht zu unterschätzen für die hohe Entwicklungsdynamik der Wind- und Solar-
technik und für ihre steile Lernkurve in den letzten 25 Jahren sind förder- und energie-
politische Initiativen, die vor allem auf Bundesebene von einigen wenigen Parlamenta-
riern vorangetrieben und z. T. mit erheblichem persönlichem Engagement in den Mini-
sterien umgesetzt wurden (vgl. Hirschl 2008 und Rosenkranz 2014). Wichtige Impulse 
für die Entwicklung der EE-Techniken brachten förderpolitische Entscheidungen, die 
zunächst kaum beachtet wurden und nur symbolische Bedeutung zu haben schienen. 
Dazu gehört das 1.000-Dächer-Programm, das im Jahr 1990 vom Forschungsministeri-
um initiiert wurde und einen Zuschuss von 70 Prozent der Installationskosten für netz-
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gekoppelte private Aufdachanlagen bis zu 5 Kilowatt peak vorsah. Mit einem Jahr Ab-
stand trat das Stromeinspeisungsgesetz in Kraft, das die Stromnetzbetreiber dazu ver-
pflichtete, den Strom aus EE-Anlagen abzunehmen und dafür einen Mindestpreis zu 
vergüten. Als folgenreich erwies sich das 1999 von der rot-grünen Bundesregierung 
beschlossene EEG, in dem eine attraktive Einspeisevergütung für Photovoltaik-, Wind-
energie- sowie Biogasanlagen festgelegt wurde. Die garantierte Laufzeit von 20 Jahren 
für die jeweilige Einspeisevergütung gab privaten Investoren Planungssicherheit. Vor 
diesem Hintergrund entwickelte sich eine mittelständisch geprägte neue Branche, So-
larmodul- und Wechselrichterhersteller und auch Windenergieanlagenbauer wuchsen 
schnell und bauten Produktionskapazitäten auf, mit denen beachtliche Skaleneffekte er-
reicht werden konnten. Die Preise für EE-Anlagen sanken drastisch und damit auch die 
Gestehungskosten von EE-Strom (siehe im Überblick Agora Energiewende 2018). 

Trotz teils heftiger Kritik an der Förderhöhe und einer verzögerten Anpassung der 
Vergütungssätze war und ist das EEG ein erfolgreiches Gesetz zur Einführung und 
Förderung der EE. Es ist kein Zufall, dass es weltweit als Vorlage für eine ganze Gene-
ration von Gesetzen zur Einführung von EE verwendet wurde. Mehr als einhundert 
Länder haben das EEG mehr oder weniger kopiert. Es war sicherlich ein Geburtshelfer 
für den Siegeszug der EE weltweit (vgl. IEA 2016). Nach mehreren Novellen und dem 
Erreichen der sogenannten Grid parity von Solar- und Windstrom, also einer Kosten-
gleichheit bei den Gestehungskosten gegenüber den konventionellen Stromerzeugern, 
steht das EEG allerdings vor seinem Ende bzw. es verändert seinen Charakter grundle-
gend. Seit 2017 werden garantierte Einspeisevergütungen nur noch für kleine EE-
Anlagen gewährt. Für alle größeren Anlagen gelten Ausschreibungsregeln. 

Ende 2017 lag der EE-Anteil am Stromverbrauch in Deutschland bei mehr als 36 
Prozent (Agora Energiewende 2018). Allerdings ist die Energiewende bisher lediglich 
eine Stromwende. Bei den anderen Sektoren ist die Dekarbonisierung in weiter Ferne, im 
Wärme- bzw. Kältebereich liegt der EE-Anteil bei guten 12 Prozent mit einer nur gerin-
gen Wachstumsdynamik. Im Verkehr stagniert er seit Jahren bei 5 Prozent (ebenda). Ge-
rade der Verkehr ist aus klimapolitischer Sicht ein großes Problem, dort hat es in den 
letzten 25 Jahren keine Fortschritte gegeben. Die klimarelevanten CO2-Emissionen sind 
so hoch wie 1990. Die Gründe dafür sind eine Zunahme beim Verkehrsaufwand sowie 
Reboundeffekte insbesondere beim motorisierten Individualverkehr (vgl. Santarius 
2012). Der Druck auf die Autoindustrie, endlich die Antriebswende und einen Einstieg in 
effiziente Mobilitätsdienstleistungen anzugehen, steigt rapide (vgl. Canzler/Knie 2017, S. 
153f.). Bisher sind alle Versuche einer Verkehrswende, etwa durch die seit 2008 von der 
Bundesregierung verfolgte Elektromobilitätsstrategie, gescheitert: „Dazu fehlen aktuell 
jedoch die notwendigen politischen Rahmenbedingungen, im Ergebnis wird die Entwick-
lung von ökonomischen Partikularinteressen bestimmt, während das Gemeinwohlinteres-
se einer nachhaltigen Verkehrsentwicklung nachrangig behandelt wird“ (Schwedes 2018, 
S. 79). Eine aktive Verkehrspolitik, die mehr anstrebt als eine Anpassung der Infrastruk-
turinvestitionen an die ungebrochene Wachstumsdynamik vor allem im privaten und ge-
werblichen Straßenverkehr, gibt es nicht. 
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3. Die Mehrfachherausforderung der Stromwende 

Die ausbleibenden Erfolge in der Dekarbonisierung des Wärme- und vor allem des Ver-
kehrssektors sind klimapolitisch hochproblematisch. In beiden Sektoren werden ca. 54 
Prozent aller Treibhausgase in der Bundesrepublik emittiert (vgl. Umweltbundesamt 
2016). Die Energiewende ist bisher nur eine Stromwende. Hier sind die ersten Schritte in 
eine postfossile Energiezukunft gemacht. Die Anteile fluktuierend einspeisender Solar- 
und Windenergieanlagen haben nunmehr ein Niveau erreicht, das die bestehende Infra-
struktur vor große Herausforderungen stellt. Die Belastungen für das Stromnetz sind ge-
wachsen, zunehmend werden – auf dem Wege des sogenannten Redispatchings – Erzeu-
gungsanlagen kurzfristig vom Netz genommen, um Engpässe zu vermeiden und Blackouts 
zu verhindern. Die Redispatching-Kosten, die vor allem aus der Erstattung nicht-reali-
sierter Erlöse für die abgeschalteten Stromproduzenten bestehen und über die Netznut-
zungsentgelte auf die Stromkunden umgelegt werden, steigen von Jahr zu Jahr und dürften 
schon bald ein Milliardenvolumen erreichen. In der jüngeren energiewirtschaftlichen Dis-
kussion werden jedoch die Vorteile von Speicheroptionen, insbesondere angesichts eines 
rapiden Verfalls der Batteriespeicherkosten, betont (z. B. von Zerrahn et al. 2018). 

Energiepolitisch und -wirtschaftlich gilt nach wie vor der Aus- und Neubau von 
Übertragungsnetztrassen als kostengünstigste Flexibilitätsoption. Sie sei daher dringend 
geboten, um vor allem den Transport von Windstrom aus dem Norden und Osten in die 
Verbrauchszentren im Süden und Westen zu ermöglichen (vgl. Bundesnetzagentur 2014 
und Canzler et al. 2016). Gefordert werden nicht nur Lückenschlüsse und Leitungsver-
stärkungen zur Leistungserhöhung des Übertragungsnetzes, sondern auch ganz neue 
Trassen.  

Zweifel an der Umsetzung der ambitionierten Ausbaupläne der Bundesnetzagentur 
sind jedoch angebracht. Angesichts massiver Proteste von Anrainern und Anrainerin-
nen beim Ausbau der Übertragungsleitungen und eines damit zusammenhängenden er-
heblichen Zeitverzugs bei der Umsetzung des Netzausbauplanes einerseits und einer 
teilweise großen Kostendegression bei Speichern (vgl. Nykvist/Nilsson 2015 und 
Fraunhofer ISE 2018) und digitalen Demand-side-Lösungen andererseits werden die 
anderen Flexibilitätsoptionen zunehmend relevanter.  

Der Fokus des energiewirtschaftlichen und –politischen Diskurses über die Strom-
netzinfrastruktur verschiebt sich zudem von den Übertragungsleitungen zu den Verteil-
netzen, weil neue technische Lösungen aus der Forschungs- und Entwicklungsnische 
kommen. Insbesondere verspricht die Digitalisierung vielfältige dezentrale Anwendun-
gen (vgl. Canzler/Knie 2013 und DENA 2016). In den meisten Konzepten der Sektor-
kopplung, also einer Elektrifizierung der bisher von fossilen Brennstoffen dominierten 
Sektoren Verkehr und Gebäudewärme, spielen Verteilnetze eine wichtige Rolle. Smart 
grids sind per definitionem dezentral, sie beziehen sich oft auf Areale wie Betriebshö-
fe, Campi oder Stadtquartiere. 

Idealtypisch verbindet sich mit den EE das Konzept des Vereins der deutschen 
Elektroingenieure (VDE), das den Titel „Zellularer Ansatz“ trägt (VDE 2015). In die-
sem technischen Konzept werden die Chancen betont, die darin liegen, dass „…das 
Gleichgewicht zwischen lokaler Erzeugung und Verbrauch auf den niedrigsten mach-
baren Ebenen angestrebt wird“ (ebenda, S. 61). Vorbild ist die Informationstechnik, die 
ebenfalls dezentral-zellular aufgebaut ist und zugleich auf einen effizienten Austausch 
von Nachrichteneinheiten zwischen den einzelnen Zellen, wo nötig, ausgelegt ist. Tech-
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nisch setzt das VDE-Konzept dabei auf verschiedene Energieträger und Speicher wie 
Strom, Batterien, Gas und Wärme, wie sie in der Sektorkopplung eingesetzt werden. 
Zwar bleibt das Konzept technisch-abstrakt, jedoch zeigt es jenen bereits genannten 
Paradigmenwechsel von einem zentralen zu einem dezentralen Energiesystem mit ei-
nem entsprechenden Netzdesign. 

Bei der Zukunft der Strominfrastruktur geht es neben dem Netzdesign auch um ih-
re Finanzierung. Erhebliche soziale und auch energiewirtschaftliche Spannungen sind 
absehbar, denn dezentrale EE-Erzeugungsanlagen laden zum Direkt- und Eigenver-
brauch geradezu ein. Prosumer versprechen sich individuelle Vorteile. Jede vor Ort di-
rekt genutzte Stromeinheit muss nicht transportiert und verteilt werden. Gleichwohl ist 
eine wirkliche Autarkie nur in den wenigsten Fällen sinnvoll. Der volatile Charakter 
der EE macht eine komplette Eigenversorgung teuer, das volkswirtschaftliche Opti-
mum zwischen Eigenversorgung und netzgestützter Fremdversorgung sollte zudem die 
Höhe der vom Eigenverbraucher zu entrichtenden Entgelte, Abgaben und Steuern be-
stimmen. Eine flächendeckende Energieautarkie dürfte in jedem Fall ökonomisch nicht 
tragfähig sein, energie- und gesellschaftspolitisch wäre sie hochproblematisch. 

3.1 Prosuming und Infrastruktur 

Die übliche Definition des Prosumings betont die Doppeloption von Produktion und 
Verbrauch. Der Besitzer einer Dach-PV-Anlage ist der Prototyp des Prosumers, denn 
er kann den Solarstrom selber nutzen oder auch ins Netz einspeisen. Solange die Ein-
speisevergütungen gemäß EEG hoch waren, gab es keinen Anreiz, den selbst erzeugten 
Strom auch selbst zu nutzen. Das hat sich geändert. In den letzten Jahren ist nicht nur 
der Vergütungssatz drastisch gesunken, sondern auch der Preis für Haushaltsstrom ge-
stiegen. Es lohnt sich, möglichst viel selbst erzeugten PV-Strom zu nutzen. Mithilfe 
von Heimspeichern kann der Eigenverbrauchsanteil auf 60 bis 70 Prozent gesteigert 
werden. Zusätzlich kann der Eigenverbrauchsanteil mit der Anschaffung eines Elektro-
autos erhöht werden (vgl. Agora Energiewende 2016). In den nächsten Jahren ist bei 
den stationären Speichern und bei der Elektromobilität mit einem dynamischen Wachs-
tum zu rechnen. Dies ist spätestens dann zu erwarten, wenn die ersten EEG-geförderten 
Anlagen in größerer Zahl aus der 20-jährigen Garantiezeit für die anfangs hohen Ein-
speisevergütungen herausfallen; das ist ab dem Jahr 2025 der Fall. 

 
Prosuming mit einem hohen Anreiz für Eigenverbrauch passt gut zum skizzierten zel-
lularen Ansatz, weil so die Erzeugung und die Nachfrage bereits unmittelbar im Haus-
halt oder mittelbar in lokalen Regelkreisen ausbalanciert werden können. Dennoch ist 
das Prosuming energiewirtschaftlich nicht unproblematisch. Für eigenverbrauchten 
Strom benötigen die Prosumer nicht einmal das öffentliche Verteilnetz. Zwar sind sie 
in aller Regel weiterhin am öffentlichen Stromnetz angeschlossen, doch beziehen sie 
daraus nur noch einen Bruchteil ihres benötigten Stroms. Damit beteiligen sich die Pro-
sumer auch nur noch zu einem Bruchteil an den Umlagekosten des Stromsystems ins-
gesamt. Sie zahlen nicht nur weniger Netzentgelte, sondern auch weniger Stromsteuer 
und vor allem weniger EEG-, Kraft-Wärme-Kopplung- und Offshore-Umlage. Die 
Steuer- und Umlagebestandteile machen ungefähr vier Fünftel des Strompreises aus; 
entsprechend hoch sind die Einnahmeausfälle für die Finanzierung der Gemeinlasten 
im Stromsystem. Ein hoher Prosuminganteil bedeutet unter den aktuellen Bedingungen 
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der Strompreisbildung eine Entsolidarisierung in der weitgehend gemeinschaftlichen 
Finanzierung der Stromnetzinfrastruktur.  

Ein zweiter kritischer Punkt besteht – energiewirtschaftlich betrachtet – in der 
wahrscheinlich suboptimalen Auslegung der PV-Anlage selbst. Sie wird üblicherweise 
in der Größe und geografischen Lage so ausgelegt, dass sie mit minimalen Investiti-
onskosten den höchstmöglichen Eigenverbrauch erlaubt. Ob diese Auslegung die vor-
handenen Dachflächen voll ausnutzt und damit die Strahlungsenergie optimal verwer-
tet, ist unwichtig. Im volkswirtschaftlichen Interesse liegt jedoch genau das. Angesichts 
begrenzter Flächen sollten die Einzel-PV-Anlagen nicht kleiner ausfallen als möglich. 
Auch ist eine systemdienliche Einspeisung volkswirtschaftlich sinnvoll, also eine Ein-
speisung von PV-Strom zu Zeiten, wenn die Nachfrage hoch ist.  

Die Wirkungen eines zunehmenden Prosumings sind also ambivalent. Auf der einen 
Seite entlastet jede selbst genutzte Kilowattstunde die Netze; ein Ausbau und eine auf-
wändige Ertüchtigung des bisher auf unidirektionale Stromflüsse ausgelegten Stromnet-
zes kann vermieden werden. Auf der anderen Seite wirkt ein unreguliertes Prosuming un-
ter den Bedingungen der derzeitigen Steuer- und Umlagesätze für jede aus dem Strom-
netz bezogene Kilowattstunde entsolidarisierend und ist energiewirtschaftlich nicht sys-
temdienlich. Die sozialpolitischen Risiken sind enorm. Finanziell gutgestellte Eigen-
heimbesitzer können sich einer gemeinschaftlichen Finanzierung wichtiger Infrastruktur-
aufgaben entziehen. Dies würde sich im Fall einer Anschaffung eines E-Autos noch ein-
mal verstärken, weil dann zusätzlich die bisher fälligen Mineralölsteuern nicht mehr ge-
zahlt werden müssten. Dieser Effekt betrifft nicht nur Privathaushalte, auch gewerbliche 
Prosumer können sich aus der Umlagefinanzierung von Energieinfrastrukturen verab-
schieden, wenn sie auf eigenen Flächen EE-Anlagen installieren, um den Eigenverbrauch 
zu optimieren. Das passiert bereits heute in großem Umfang und wird zunehmen, je 
günstiger die Erzeugungsanlagen werden bzw. je höher der Strompreis steigt. 

3.2 Partizipation und Infrastruktur 

Bis 2050 sollen 80 bis 95 Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland im Vergleich 
zum Jahr 1990 eingespart werden. Das geht nur mit einem massiven Ausbau der EE, 
dramatischen Effizienzsteigerungen und durch eine Elektrifizierung der bisher fossil 
befeuerten Verkehrs- und Wärmesektoren. Vor diesem Hintergrund gehen alle Zu-
kunftsprojektionen davon aus, dass vor allem Solar- und Windenergieanlagen in erheb-
lichem Umfang zusätzlich errichtet werden müssen. Allein die Sektorkopplung wird zu 
einem zusätzlichen Bedarf von elektrischer Energie führen (vgl. Quaschning 2016; 
Ausfelder et al. 2017). Auf der einen Seite wächst der Flächenbedarf enorm, Nutzungs-
konflikte sind unvermeidbar. Der weitere Neu- und Ausbau von EE-Anlagen und eben-
so eine zusätzliche Netzinfrastruktur betreffen eine zunehmende Zahl von Bürgerinnen 
und Bürgern. Dezentrale Erzeugungsanlagen und neue Übertragungstrassen brauchen 
Raum, sie geraten verstärkt in eine Nutzungskonkurrenz mit Siedlungsansprüchen und 
Naturschutzbelangen. Sie prägen mehr und mehr Landschaften. Grob geschätzt ist da-
mit zu rechnen, dass zwei Prozent der gesamten Flächen der Bundesrepublik Deutsch-
land mit EE-Anlagen belegt werden. Auf der anderen Seite erlaubt der Ausbau von So-
lar- und Windparks eine bisher nicht gekannte regionale energiewirtschaftliche Wert-
schöpfung (IÖW 2010). Nicht nur die Erzeugung von Strom und die Umsetzung lokaler 
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Vorhaben zur Sektorkopplung bieten für lokale Akteure neue Geschäftsfelder. Auch 
neue Energiedienstleistungen insbesondere in Smart Grids eröffnen Chancen mit einer 
auf Dauer stabilen Nachfrage. Sicher sind diese regionalwirtschaftlichen Optionen al-
lerdings nicht, denn es ist keineswegs ausgeschlossen, dass externe Investoren auftre-
ten und den Bürgerinnen und Bürgern lediglich Standarddienstleistungen verkaufen. 

Weil ein dezentrales – und zunehmend intersektoral verknüpftes – erneuerbares 
Energiesystem nicht nur viel Platz braucht und damit auch viel sichtbarer ist, sondern 
auch verstärkt in die Lebenswelten der Bürgerinnen und Bürger eindringt, bedarf es ei-
ner frühen und umfassenden Partizipation. Bisher ist die Zustimmung zur Energiewen-
de hoch, auch ist die Bereitschaft zum Klimaschutz bei vielen Bürgerinnen und Bür-
gern vorhanden (vgl. Mautz 2014). Allerdings steigt oft die Skepsis, sobald Windparks 
oder Stromtrassen in unmittelbarer Wohnortnähe errichtet oder ausgebaut werden sol-
len. Die lokale Akzeptanz von Bauprojekten endet oft dann, wenn eigene Interessen als 
möglicherweise beeinträchtigt empfunden werden. Die Haltung des „not in my back-
yard“ ist dort verbreitet, wo Lärmbelästigungen, eine Verschandelung der Landschaft 
und damit ein drohender Wertverlust der eigenen Immobilie erwartet werden. Da nüt-
zen auch die obligatorischen Informationsveranstaltungen und die formalisierten Bür-
geranhörungen wenig, zumal diese dem „Beteiligungsparadox“ unterliegen (Kamla-
ge/Nanz/Fleischer 2014). Damit ist gemeint, dass „… die Betroffenheit und entspre-
chend das Interesse der Bürgerschaft dann am höchsten ist, wenn es nur noch geringe 
Mitwirkungsmöglichkeiten gibt“ (ebenda, S. 202). Das ist beim Trassenbau besonders 
ausgeprägt, wo auf Bundesebene darüber entschieden wird, ob eine Trasse gebaut wer-
den soll, während auf der regionalen und lokalen Ebene nur noch Details der Trassen-
führung zur Diskussion stehen. 

Neben neuen Formen der politischen Mitwirkung, die dieses Dilemma zu überwin-
den versucht, und einer höheren Wertschätzung informeller Beteiligungsformen könnte 
ein Ausweg darin bestehen, den betroffenen Kommunen und konkret auch den beson-
ders betroffenen Bürgerinnen und Bürgern eine Kompensation anzubieten. Darum soll 
es im Folgenden gehen.  

Beim Aus- und Neubau von Übertragungsleitungen sind seit 2011 „Ausgleichszah-
lungen“ möglich. Die Ergebnisse sind jedoch gemischt; neben rechtlichen Unsicherheiten 
besteht die Gefahr, dass schon die Ankündigung von möglichen Kompensationszahlun-
gen an betroffene Gemeinden von engagierten Bürgerinitiativen als „Bestechungsversu-
che“ bewertet werden (vgl. Brechler et al. 2017). Eine alternative Vergünstigung für be-
troffene Anrainer könnte in einer „materiellen Partizipation“ liegen, beispielsweise durch 
vergünstigte Energiepreise oder durch die Möglichkeit der finanziellen Beteiligung an 
Netzinfrastruktur oder EE-Anlagen. Dezentrale Projekte bieten dafür gute Chancen (sie-
he 100-prozent-eneuerbar-stiftung 2014; Kahla 2014). Diese Idee liegt auch dem Bürger- 
und Gemeindenbeteiligungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zugrunde, das 
Windenergie-Investoren in dem windreichen Bundesland zur Auflage macht, mindestens 
20 Prozent der Gesellschaftsanteile den Gemeinden und Bürgern an den Windparkstand-
orten anzubieten (näher: Gotchev 2016, S. 17ff.). 

Die materielle Partizipation an der Energiewende findet seit dem 100.000-Dächer-
Programm von 1999 und infolge der anfangs hoch attraktiven Einspeisevergütungen ins-
besondere für PV-Strom bereits seit Jahren statt. Auch haben sich insbesondere in den 
Jahren 2012 bis 2015 viele Bürgerenergiegenossenschaften gegründet, von denen vor al-
lem im ländlichen Raum Windparks und Biogasanlagen errichtet wurden. Die Bürger-
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energie hat vor allem von der Planungssicherheit des EEG profitiert (vgl. trendrese-
arch/Leuphana Universität Lüneburg 2013). Auch gab es eine Fülle von Beteiligungsop-
tionen für zahlungskräftige Kunden vor allem auf dem Grauen Finanzmarkt.2 

4. Governance der Energiewende 

Das konventionelle fossile Stromsystem und eine auf EE beruhende postfossile Strom-
wirtschaft sind nicht kompatibel. Weder im Marktdesign noch in der Netzinfrastruktur 
passen sie zusammen. Der damit verbundene Konflikt prägt die energiepolitische Diskus-
sion auf allen Ebenen, wie Hermann Scheer, einer der Protagonisten der EE und als Bun-
destagsabgeordneter eine treibende Kraft bei der Durchsetzung des EEG, schon vor eini-
gen Jahren pointiert formulierte: „Der Wechsel zu erneuerbaren Energien ist also unwei-
gerlich ein Konflikt zwischen zwei unterschiedlich funktionierenden Energiesystemen. 
Erneuerbare Energien erfordern andere Techniken, Anwendungen, Standorte, Infrastruk-
turen, Kalkulationen, industrielle Schwerpunkte, Unternehmensformen, Eigentumsver-
hältnisse und vor allem andere rechtliche Rahmenbedingungen!“ (Scheer 2012, S. 63). 

Zu diesen rechtlichen Rahmenbedingungen gehören unterschiedliche Regulie-
rungsbereiche, darunter der Einspeisevorrang der EE, wie er als Grundsatz im EEG 
festgelegt wurde, und eine klimapolitische Festlegung einer umfassenden Dekarboni-
sierung, die in einem noch zu beschließenden Klimaschutzgesetz mit entsprechenden 
Sektorzielen und zeitlichen Etappenzielen zu präzisieren ist. Verschiedene Reformvor-
schläge werden aktuell vor allem vor dem Hintergrund der voraussichtlich verfehlten 
Klimaschutzziele diskutiert. So wird beispielsweise vorgeschlagen, die steuerliche Be-
handlung der verschiedenen Energieformen dahingehend zu entwickeln, dass an die 
Stelle einer Besteuerung von Energieerzeugung die Besteuerung von Schadstoffemis-
sionen tritt (vgl. jüngst: Edenhofer 2018). Die wissenschaftliche Diskussion über den 
Komplex der carbon taxes ist bereits älter (vgl. im Überblick: Baranzini et al. 2000). 
So scheint es sinnvoll zu sein, statt der Stromsteuer eine Emissionsabgabe zu erheben. 
Eine Schlüsselrolle spielt die Bepreisung von Klimagasen, entweder in der Form von 
handelbaren Emissionszertifikaten, einer Klimagassteuer oder eines Mindestpreises für 
klimaschädliche Emissionen bzw. einer Kombination dieser unterschiedlichen Instru-
mente. Der Preis für klimaschädliche Emissionen ist jedoch zu ergänzen durch eine In-
ternalisierung der Kosten auch anderer Schadstoffemissionen wie gesundheitsgefähr-
dende Stoffe sowie der Langfristbelastung der Abfallbeseitigung oder -lagerung. 

Eine solche Umstellung von Steuern und Abgaben bei der Stromproduktion würde 
zum einen die derzeitige – wenn auch labile und mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten 
verbundene – Koexistenz von fossilem und postfossilem Stromsystem in kurzer Zeit zu-
gunsten der EE beenden. Mit der konsequenten Umstellung würde ein „Phasing-out“ der 
fossilen Kraftwerke und im Übrigen auch der Verbrennungsmotortechnik im Verkehr 
sowie der fossil befeuerten Gebäudeheizungen beschleunigt. Zugleich würden Innovati-
onsimpulse vor allem bei Smart-Grid-Architekturen, beim energetischen Bauen bzw. Sa-
nieren und nicht zuletzt in der Elektromobilität gesetzt. Der bisher gebremste Struktur-
wandel würde an Dynamik gewinnen und dabei auch erhebliche Auswirkungen auf die 
Beschäftigungsstrukturen nicht nur in der Energiebranche haben.3  

Zum zweiten würde ein steuerlicher Mechanismus installiert, der mittel- und lang-
fristig zu sinkenden bzw. versiegenden Einnahmen für die öffentlichen Kassen führt. Das 
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ist steuersystematisch eine Schwierigkeit und zwingt zu haushaltspolitischen Strukturre-
formen.  

Und zum dritten bedarf es einer konsensualen Übereinkunft darüber, wie welche 
Schäden zu bewerten sind. Eine monetäre Eingruppierung von verschiedenen Schad-
stoffklassen und der Langfristkosten ihrer Verwendung ist wissenschaftlich kaum zu leis-
ten; zu unterschiedlich sind die Annahmen und die verwendeten Mess- und Schätzme-
thoden. Die betroffenen Interessengruppen werden alles versuchen, Einfluss darauf zu 
nehmen. Die Erfahrungen mit gezielten Lobbykampagnen bei der Einführung der 
Ökosteuer durch die rot-grüne Bundesregierung in den Jahren 1999 und 2000 zeigen dies 
(vgl. Reiche/Krebs 1999). Auch war die Ausgabe von Verschmutzungsrechten im Zuge 
der Einführung des Europäischen Emissionshandelssystems (EU-ETS) ein lehrreiches 
Beispiel dafür, wie anfällig solche Prozesse für die Definition von Schadenseffekten sind. 
Die Geschichte des ETS und die internationalen Erfahrungen mit dem Instrument der 
CO2-Steuer legen es nahe, auf Mindestpreise bei Schadstoffemissionen zu beharren (vgl. 
Baranzini et al. 2000). Bei der Bestimmung ihrer Höhe kann wissenschaftliche Expertise 
helfen, die tatsächliche Festlegung muss das „Primat der Politik“ leisten. 

Schließlich ist neben der Umsteuerung bei der Steuer- und Abgabenbelastung zu-
gunsten der EE die Regulierung des Stromnetzes entscheidend für den Erfolg der 
Energiewende. Derzeit unterhalten und bewirtschaften private (oder in kommunalem 
Besitz befindliche) Netzbetreiber das Stromnetz auf Grundlage öffentlicher Konzessi-
onsvergaben und erhalten dafür eine gesetzlich garantierte Vergütung. Da es sich beim 
Stromnetz um ein natürliches Monopol handelt, spricht vieles dafür, es im öffentlichen 
Besitz zu halten und seine Nutzungstarife wie auch die Instandhaltung und den Ausbau 
transparent zu machen und im Sinne der Ziele der Energiewende streng zu kontrollie-
ren. Für die Integration von dezentralen EE-Anlagen sind vor allem die Nieder- und 
Mittelspannungsnetze von Bedeutung; fast alle PV-Anlagen beispielsweise sind an den 
lokalen Niederspannungsnetzen angeschlossen. Angesichts des dezentralen Charakters 
der EE-Anlagen – mit der Ausnahme der Offshore-Windparks – sind lokale Infrastruk-
turprojekte der Schlüssel für die vielfach beschworene Sektorkopplung (vgl. acatech et 
al. 2017). Das Leitbild der zellularen Netzorganisation unterstützt dabei eine breite – 
auch materielle – Partizipation. So eröffnen Smart Grids Chancen für die Systemin-
tegration von Elektroautos (vgl. Kriener/Simons 2017). Die informationstechnischen 
Voraussetzungen sind eigentlich schon da, wenngleich der notwendige Schub für inno-
vative Dienstleistungen bisher ausgeblieben ist. Die herrschenden Rahmenbedingungen 
verstellen eine breite Umsetzung. 

5. Fazit und Aussichten 

Die Bewältigung der Herausforderungen der Energiewende ist anspruchsvoll und erfor-
dert politischen Mut. Die infrastrukturelle Umsetzung ist dabei geprägt von den Beson-
derheiten fluktuierend einspeisender Windenergie- und Solaranlagen, die bei einem stei-
genden Anteil mehr Flexibilitätsoptionen erfordern, um eine höhere Volatilität zu ver-
meiden. Dazu gehören neben Kurz- und Langzeitspeichern auch das Demand-side-
Management bis hin zu temporärem Stromverzicht gewerblicher und privater Verbrau-
cher. So grundlegend die Transformation des Energiesystems auch ist, folgt die Entwick-
lungsdynamik der Energiewende mit dem Ziel der fast vollständigen Dekarbonisierung 
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und einer Verdoppelung der Energieeffizienz bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts nicht den 
Vorgaben von Schocks. Es handelt sich im Gegensatz zum Atomausstiegsbeschluss der 
Bundesregierung vom Frühjahr 2011 nach dem Fukushima-Desaster um einen langfristig 
und mit realistischen Etappenzielen versehenen Transformationsprozess (siehe zum 
„post-Fukushima-Schock“: Tosun et al. 2015). Die Gefahr, größere Teile der Bevölke-
rung „nicht mitzunehmen“, kann verringert werden, wenn zum einen die verbreitete Be-
reitschaft, „Teil der Energiewende“ sein zu wollen, energiepolitisch aufgegriffen wird. 
Zum anderen ist eine regulative Öffnung der traditionell getrennten und zudem rechtlich 
und über technische Normen hochgradig geschützten Energiesektoren – mindestens mit 
zeitlich und räumlich begrenzten Ausnahmegenehmigungen – nötig, um sowohl techni-
sche als auch soziale Innovationen zu ermöglichen. 

Der typische dezentrale Charakter der EE und damit ihr erhöhter Flächenbedarf, 
die Versuchung des Eigenverbrauchs mit der Gefahr einer Entsolidarisierung in der 
bisher umlagebasierten Netzfinanzierung und die anstehende Elektrifizierung der bis-
her separierten Sektoren Wärme und Verkehr erfordern eine umfassende Reform der 
rechtlichen und regulativen Rahmenbedingungen. Die Elemente einer breit angelegten 
Bürgerbeteiligung reichen vom „systemdienlichen Prosuming“ über das verstärkte En-
gagement kommunaler Unternehmen bis zur „materiellen Partizipation“ von Kommu-
nen und Anwohnern von EE-Erzeugungsanlagen und Netzinfrastrukturen. Dazu gehört 
aber auch, dass nicht nur Eigenheimbesitzer eine Chance zum Prosuming erhalten. 
Ebenso müssen Mieterinnen und Mieter in den Genuss von „selbst geerntetem“ günsti-
gem Strom kommen können. Mieterstromprojekte bieten diese Option. Das Mieter-
stromgesetz vom Sommer 2017 gibt zwar nunmehr Rechtssicherheit für Eigentümer 
und Wohnungsbaugesellschaften, allerdings ist der bürokratische Aufwand für Mieter-
strommodelle hoch und es bestehen weiterhin steuerrechtliche Risiken. Schließlich ist 
das Betätigungsfeld auf das eigene Gebäude bzw. Grundstück beschränkt, damit wer-
den Optimierungsoptionen (beispielsweise durch die Installation von PV-Modulen auf 
benachbarten Gewerbegebäuden) verschenkt (vgl. Behr 2017). 

Schon jetzt wird deutlich, wie ambivalent das Prosuming sein kann, zumal der An-
reiz zum Eigenverbrauch mit sinkenden Speicherkosten und einer zu erwartenden Zu-
nahme der Elektromobilität wächst. Ein Ausweg aus dieser Ambivalenz kann zum einen 
in einem Strompreisdesign liegen, das es erlaubt, sich als Prosumer systemdienlich zu 
verhalten. Das Grundprinzip eines solchen Designs ist die Preisspreizung. Dieses Prinzip 
ist relevant für alle Flexibilitätsoptionen jenseits des Netzausbaus, es taucht in verschie-
denen Konzepten und Studien seit Jahren auf (z.B. bei Matthes 2014 und jüngst auch: 
DENA 2017). Der Preis für ins Netz eingespeisten Strom muss bei starker Nachfrage so 
hoch sein können, dass sich eine Investition in eine größere Erzeugungsanlage als für den 
Eigenverbrauch optimal und sogar ein temporärer Verzicht auf Eigenverbrauch lohnt. 
Zum anderen bedarf es einer Anpassung des Steuer- und Umlageeinzugs, die eine Entso-
lidarisierung erschwert. Das würde bedeuten, dass jeder Prosuming-Haushalt und auch 
jeder gewerbliche Prosumer einen „Solidarbeitrag“ für jede eigenverbrauchte Stromein-
heit zu zahlen hat. Dieser Betrag darf nicht prohibitiv hoch sein, weil er dann Investitio-
nen in EE-Anlagen abwürgen würde. Außerdem müssen alle Prosumer für einen obliga-
torischen Netzanschluss relativ unabhängig vom tatsächlichen Verbrauch – ähnlich wie 
bei einer Versicherung relativ unabhängig vom Schadensfall – eine jährliche Gebühr zah-
len. Diese Gebühr darf ebenfalls nicht zu hoch sein, weil sie ansonsten zu wenig Anreiz 
für einen netzentlastenden Eigenverbrauch bietet. 
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Die Ausgestaltung des Strompreismarktes und die Höhe der obligatorischen Netz-
anschlussversicherung erfordern eine präzise und zugleich flexible Governancestruk-
tur. Dafür sind die Voraussetzungen noch zu schaffen. Erste Voraussetzung ist eine 
Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes sowie des EEG. Zweite Voraussetzung ist eine 
institutionelle Verankerung des Monitorings und der Überwachung. Ob beispielsweise 
die Bundesnetzagentur oder eine neu zu schaffende nachgeordnete Behörde des Bun-
des dazu in der Lage ist, ist keineswegs sicher. Die entscheidende Frage ist, wie die 
fachlichen Kenntnisse in dem volatilen Prosumingfeld für eine schlanke, aber wir-
kungsvolle Regulierung gesichert und wie notwendige Anpassungen schnell geleistet 
werden können.4 

Solange insgesamt die rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen für die 
postfossile Energielandschaft fehlen, ist es sinnvoll (und vielleicht sogar die einzige re-
alistische Option, aus der Forschungs- und Entwicklungswelt in die Realität zu kom-
men), in Reallaboren technische und soziale Innovationen zu testen. Dies kann und 
sollte in „experimentellen Settings“ unter realen Nutzungsbedingungen passieren, da-
bei können alle Beteiligten nicht nur viel lernen. Es können mithilfe einer wissen-
schaftlichen Begleitung ebenso die notwendigen Änderungen und Anpassungen für das 
Funktionieren einer Sektorkopplung identifiziert werden. Dann wäre das technische 
und gesellschaftliche Reallabor zugleich ein „regulatorischer Experimentalraum“, der 
Aussagen über die Gestaltung der förderlichen Rahmenbedingungen für das künftige 
100-Prozent-EE-System erlaubt (vgl. Canzler/Knie 2018, S. 131ff.) 

Resümierend ist festzuhalten, dass trotz aller berechtigten aktuellen Kritik an der 
„Handlungslücke“ in der Klimapolitik der Bundesregierung (vgl. Schaffhausen 2018) 
und der offensichtlichen Defizite in der Dekarbonisierung der Wärme- und Verkehrssek-
toren wichtige und kaum umkehrbare Schritte in der Stromwende bereits gemacht sind. 
Um eine breite und dauerhafte Akzeptanz für die Energiewende und ihre infrastrukturelle 
Umsetzung zu erhalten, ist die Partizipation als Teilhabe an dem dezentralen EE-System 
von morgen zentral. Das schließt ihre Infrastruktur mit ein, denn bei den postfossilen 
Energien ist nicht wie früher der Brennstoff die kritische Größe. Die Sonne schickt keine 
Rechnung. Es sind vielmehr ihre Erzeugung, Verteilung und zunehmend ihre Speiche-
rung. Sie wird hochgradig verteilt sein und auf vielen Schultern lasten. Deshalb wollen 
mehr Bürgerinnen und Bürger mitentscheiden und durch Eigentumstitel und die eigenen 
Energiekosten reduzierenden Direktverbrauch von dezentral erzeugtem Strom wie beim 
Mieterstrommodell auch materiell an der Energiewende teilhaben. 

Anmerkungen 
 

1 Physikalisch gibt es einen „Energieverbrauch“ nicht, sondern lediglich eine „Energieumwandlung“. 
Energie „verschwindet nicht“ in einem geschlossenen System. Dennoch ist mit Rücksicht auf den ver-
breiteten umgangssprachlichen Usus im Folgenden immer wieder von „Energieverbrauch“ im Sinne 
von „Energienutzung“ die Rede. 

2 Nach den beiden letzten EEG-Novellen sind die Bedingungen für Bürgerenergiegenossenschaften 
schwieriger geworden, auch haben empirische Arbeiten zur Organisationsdynamik und zur Sozial-
struktur ihrer Mitgliedschaft gezeigt, dass es einen unübersehbaren „Bildungsbürger-Bias“ gibt. Eine 
breite soziale Basis wird entgegen den Intentionen von den Bürgerenergieinitiativen oft nicht erreicht, 
so sind die Partizipationseffekte insgesamt durchaus widersprüchlich (vgl. Radtke 2016). 

3 Die Arbeitsmarkt- und insgesamt die Beschäftigungswirkungen der Energiewende sind gerade in den 
von fossilen Energien geprägten Bundesländern wie NRW, Sachsen und Brandenburg ein sensibles 
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Thema, denn mit dem Kohleausstieg fallen gut bezahlte Arbeitsplätze in Traditionsunternehmen mit 
hohen gewerkschaftlichen Organisationsgraden weg. Demgegenüber entsteht zwar eine große Zahl 
neuer Arbeitsplätze in EE-Unternehmen, diese sind jedoch oft an anderen Standorten und zudem mit 
anderen Qualifikationsanforderungen verbunden (vgl. DIW et al. 2015). 

4 Die Governance des Prosumings darf nicht die Komplexität des EEGs erhalten, gleichzeitig muss sie 
so offen für technische Innovationen sein, dass sie vor allem digital gestützte Dienstleistungen Dritter 
nicht verhindert. Das ist viel verlangt, da die Innovationen gerade in der Sektorkopplung erst noch 
kommen (vgl. Elsner/Sauer 2015; Quaschning 2016). 
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